
 

        

Zur Veröffentlichung im Amtsblatt! 
 

Beschluss der Regional-KODA Nordrhein-Westfalen vom 18. Juni 2025 
 

   - Neufassung der Anlage 24 KAVO - 
 

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Arbeitsvertragsrechts für die (Erz-) 
Diözesen Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Pader-
born (Regional-KODA NW) hat am 18. Juni 2025 beschlossen: 
 
I) Die Kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) für die (Erz-)Bistümer 

Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn 
vom 15.12.1971 (Kirchliches Amtsblatt ………………………………………), zuletzt ge-
ändert am ……………………………….. (Kirchliches Amtsblatt …………), wird wie folgt 
geändert: 
 
1. § 35 wird wie folgt geändert: 

 
a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Hinterbliebenenversorgung“ die 

Wörter „bei der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse des Verbandes der 
Diözesen Deutschlands (KZVK)“ eingefügt. 
 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Soweit bei Inkrafttreten der Anlage 24 
Dienstgeber im Sinne des § 1 Abs. 1 Beteiligte einer anderen Zusatz-
versorgungseinrichtung sind,“ durch die Wörter „Soweit Dienstgeber im 
Sinne des § 1 Abs. 1 am 1. Januar 2002 (erstmaliges Inkrafttreten der 
Anlage 24) Beteiligte einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung wa-
ren,“ ersetzt. 

 
c) In Absatz 3 werden die Wörter „Soweit bei Inkrafttreten der Anlage 24 

Ansprüche auf betriebliche Altersversorgung“ durch die Wörter „Soweit 
Ansprüche auf betriebliche Altersversorgung am 1. Januar 2002 (erst-
maliges Inkrafttreten der Anlage 24)“ ersetzt. 

 
 
 

2. Die Anlage 24 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„Bestimmungen zum Abschluss einer betrieblichen Zusatzversi-
cherung bei der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse des Verban-

des der Diözesen Deutschlands (KZVK) 
 

§ 1 Versorgungsanspruch 
 
Der Mitarbeiter hat Anspruch auf Versicherung zum Zwecke einer zusätzli-
chen Alters-, Erwerbsminderungs-, und Hinterbliebenenversorgung (Zu-
satzversorgung) nach Maßgabe der Satzung der KZVK in der jeweils gülti-
gen Fassung. 
 
§ 2 Ausnahmen von der Versicherungspflicht 
 



 

        

Versicherungsfrei sind Mitarbeiter, die aufgrund einer KODA-Regelung, der 
Satzung der KZVK oder der Satzung einer anderen Zusatzversorgungseinrich-
tung, von der Versicherungen übergeleitet werden, von der Pflicht zur Versi-
cherung befreit worden sind. 
 
§ 3 Pflichtversicherung 

 
(1) Der Dienstgeber erfüllt den Anspruch auf Zusatzversorgung durch Ver-
sicherung bei der KZVK nach Maßgabe dieser Anlage. 
 
(2) Soweit sich aus den nachfolgenden Bestimmungen keine andere Rege-
lung ergibt, gelten für die Begründung, Durchführung und Beendigung der 
Versicherung des Mitarbeiters ausschließlich die Bestimmungen der Sat-
zung der KZVK in ihrer jeweils gültigen Fassung sowie die Ausführungsbe-
stimmungen zur Satzung. 
 
(3) Der Anspruch auf Leistungen aus der Zusatzversorgung richtet sich aus-
schließlich nach der Satzung der KZVK in ihrer jeweils gültigen Fassung 
sowie den Ausführungsbestimmungen zur Satzung. Dieser Anspruch kann 
nur gegenüber der KZVK geltend gemacht werden. 

 
§ 4 Freiwillige Versicherung 
 
Der Mitarbeiter hat Anspruch auf den Abschluss einer zusätzlichen freiwilli-
gen Versicherung bei der KZVK nach deren jeweils gültigen Satzungsvor-
schriften nach Maßgabe des Beschlusses der Zentral-KODA [seit 1. März 
2023: Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission] vom 15. April 2002 (zuletzt 
geändert durch Beschluss der Zentral-KODA vom 8. November 2018 zur 
Entgeltumwandlung) in seiner jeweils gültigen Fassung. 
 
§ 5 Pflichtbeiträge 
 
(1) Der Dienstgeber trägt die von der KZVK nach § 62 ihrer Satzung fest-
gesetzten Beiträge bis zu einer Höhe von 5,2 % des zusatzversorgungs-
pflichtigen Entgelts des Mitarbeiters allein. An dem darüberhinausgehenden 
Beitrag des Dienstgebers zur Pflichtversicherung beteiligt sich der Mitarbei-
ter zur Hälfte mit einem Eigenbeitrag im Sinne des § 61 der Satzung der 
KZVK. 
 
(2) Der Dienstgeber führt die Beiträge als Schuldner nach § 61 Abs. 1 lit. 
a) der Satzung der KZVK ab. Dies umfasst auch die Eigenbeiträge der Mit-
arbeiter. Der Dienstgeber behält den Eigenbeitrag des Mitarbeiters vom Ar-
beitsentgelt des Mitarbeiters ein. Die Beteiligung erfolgt für jeden Kalen-
dermonat, für den der Mitarbeiter einen Anspruch auf Bezüge (Entgelt, 
sonstige Zuwendungen, Krankenbezüge) oder einen Anspruch auf Kranken-
geldzuschuss hat, auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen des 
Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird. 
 
(3) Dem Mitarbeiter wird unter Bezug auf § 30e Abs. 2 BetrAVG das Recht, 
nach § 1b Abs. 5 Nr. 2 BetrAVG die Pflichtversicherung nach Ausscheiden 
aus dem Beschäftigungsverhältnis mit eigenen Beiträgen fortzusetzen, 
nicht eingeräumt, sofern die Satzung der KZVK dies nicht ausdrücklich vor-
sieht. Ist die persönliche Beteiligung des Mitarbeiters und die Übernahme 



 

        

der Pflichtbeitragsschuld nach der Satzung der KZVK vorgesehen, richten 
sich alle weiteren Ansprüche, die aus diesen Beiträgen bestehen, aus-
schließlich nach deren Satzung, ohne dass Ansprüche gegenüber dem 
Dienstgeber entstehen. 
 
(4) Der Anspruch des Mitarbeiters, nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 zweiter Halbsatz 
BetrAVG in Verbindung mit § 1a Abs. 3 BetrAVG zu verlangen, dass die 
Voraussetzungen für eine Förderung nach den §§ 10a, 82 Abs. 2 EStG er-
füllt werden, ist ausgeschlossen, wenn die Satzung der KZVK diese Förde-
rungsmöglichkeit nicht ausdrücklich vorsieht. 
 
(5) Der Anspruch des Mitarbeiters nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 zweiter Halbsatz 
BetrAVG in Verbindung mit § 1a Abs. 4 BetrAVG auf Fortführung der Versi-
cherung mit eigenen Beiträgen in entgeltlosen Zeiten während des Beschäf-
tigungsverhältnisses ist für die Pflichtversicherung ausgeschlossen, sofern 
die Satzung der KZVK dies nicht ausdrücklich vorsieht. Absatz 3 Satz 2 gilt 
entsprechend. 
 
(6) Soweit die KZVK einen Beitrag im Sinne von Absatz 1 von mehr als 
7,1% erhebt, ist der Eigenbeitrag des Mitarbeiters nach Absatz 1 Satz 2 auf 
die Hälfte der Differenz zwischen 5,2% und 7,1% des zusatzversorgungs-
pflichtigen Entgelts beschränkt. Erhebt die KZVK einen geringeren Beitrag, 
verbleibt es bei der Anwendung von Absatz 1 Satz 2. 
 
(7) Die Regelungen des Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Sätze 2 bis 4 und Ab-
satz 6 treten mit Ablauf des Tages vor dem Tag außer Kraft, an dem ein 
Leistungsrecht der KZVK wirksam wird, das nicht dem in dem Tarifvertrag 
über die zusätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes – Altersvorsorge-TV-Kommunal (ATV-K), abgeschlossen zwischen 
der Vereinigung kommunaler Arbeitgeberverbände und ver.di – Vereinigte 
Dienstleistungsgewerkschaft, in der jeweils geltenden Fassung festgelegten 
Versorgungsanspruch entspricht. Sie treten außerdem mit Ablauf des Tages 
vor dem Tag außer Kraft, an dem eine Satzungsbestimmung der KZVK wirk-
sam wird, nach der nicht mindestens 50% der Mitglieder der Organe der 
KZVK ausgenommen deren Vorstand Versicherte oder ihre Vertreter sein 
sollen. Bei der Zahl der Organmitglieder im Sinne des Satzes 2 bleiben 
neutrale Vorsitzende unberücksichtigt. 
 
§ 6 Inkrafttreten 
 
Die Neufassung dieser Anlage tritt am 1. August 2025 in Kraft. 

 
II) Die Änderungen unter Ziffer I) treten am 1. August 2025 in Kraft. 

 
Münster, 2. Juli 2025 
 
 
 
 
 
 
Erik Potthoff 
Vorsitzender der Regional-KODA Nordrhein-Westfalen 


